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Lesefassung 

der Satzung der Stadt Parchim zur Erhebung von Beiträgen 

für die erstmalige Herstellung von Straßen, Wegen und Plätzen 

(Erschließungsbeitragssatzung) 
in der Fassung der 1. Änderung vom 21.09.2007 

 

Erschließungsbeitragssatzung 

§  1 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung erhoben. 
Für erschlossene Grundstücke im Außenbereich werden keine Beiträge nach dieser Satzung 
erhoben, selbst wenn sie tatsächlich bebaut sind. Die Erhebung von Straßenausbaubeiträgen nach 
der Straßenausbaubeitragssatzung bleibt hiervon unberührt. 

§ 2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 

1.   Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, ausgenommen solche 
in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart: 
Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-; Ausstellungs-, Kongress- und 
Hafengebiet, an denen eine Bebauung zulässig ist, 

a)   bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite 
bis zu 9 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

b)  mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn sie beidseitig und mit einer 
Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

c)  mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beidseitig und mit 
einer Breite bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in Kern-, 
Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, 
großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, mit einer 
Breite bis zu IS m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist 
und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung einseitig 
zulässig ist, 

 
3.   mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (z. B. Fußwege, Wohnwege) mit einer 

Breite bis zu 5 m, 

4.   Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 18 m, 
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5.   Parkflächen, die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. l, 2 und 4 sind, bis zu einer weiteren 
Breite von 6 m, 

6.   Grünanlagen, die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. l bis 4 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 6 m, mit Ausnahme von Kinderspielplätzen 

(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. l Nr. l, 2 und 4 
angegebenen Maße um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 

(3) Ergeben sich nach Abs.   l   unterschiedliche Höchstbreiten,  so  gilt  für  die  gesamte 
Verkehrsanlage die größte Breite. 

(4) Die in Abs. l Nr. l bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands 

(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 

(2) Zuschüsse sind, soweit der Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat, vorrangig zur 
Deckung des öffentlichen Anteils und nur, soweit sie diesen übersteigen, zur Deckung des 
übrigen Aufwandes zu verwenden. 

(3) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand kann für die einzelne Erschließungsanlage oder für 
bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermittelt werden. Bilden mehrere Anlagen 
eine Erschließungseinheit, kann der Erschließungsaufwand insgesamt ermittelt werden. Die 
Entscheidung hierfür erfolgt durch Beschluss der Stadtvertretung. 

§ 4 
 Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 

Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands. 

§ 5 
Abrechnungsgebiet 

(1) Das Abrechnungsgebiet bilden die Grundstücke, die unmittelbar an der abzurechnenden Straße 
anliegen oder über eine Zuwegung zu dieser Straße verfügen. 

(2) Wird  ein  Abschnitt  einer  Erschließungsstraße hergestellt,  bildet  der  Abschnitt  das 
Abrechnungsgebiet. Werden zu einer Abrechnungseinheit zusammengefasste Anlagen 
abgerechnet, bildet diese Abrechnungseinheit das Abrechnungsgebiet. 

§ 6 
 Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands 

( l )  Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzierte beitragsfähige Erschließungsaufwand 
wird auf die erschlossenen Grundstücke im Abrechnungsgebiet nach deren Flächen verteilt. 
Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach Art und Maß 
berücksichtigt. 
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(2) Für die Größenangaben der Grundstücke werden die katasterlichen Angaben zugrunde gelegt. 
Als Grundstücksfläche gilt: 

a)  bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der 
zulässigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht oder die erforderlichen Festsetzungen nicht 
enthält: die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der 
Erschließungsanlage oder von der der Erschließungsanlage zugewandten Grenze des 
Grundstückes. Reicht die bauliche Nutzung über diese Begrenzung hinaus, so ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der Nutzung bestimmt 
wird. Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung der 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe 
unberücksichtigt. 

c)  Die Regelung unter Buchstabe b) ist nicht anzuwenden, wenn die dahinter liegende Fläche 
baulich oder gewerblich nutzbar ist, 

d) Bei Grundstücken, die über die Grenzen eines B-Planes hinaus reichen, gilt als 
Grundstücksfläche die Fläche im Bereich des B-Planes, wenn für diese darin bauliche 
oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist. Der Flächenanteil außerhalb des B-Plangebietes 
ist zu berücksichtigen, soweit er ebenfalls baulich oder gewerblich genutzt werden kann. 

(3) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche vervielfacht 
mit 

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 

b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 

c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 

d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen, 

e) 2,0 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen, 

f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung ver-
gleichbaren Weise genutzt werden können (z. B. Dauerkleingärten, Freibäder, Garten-
baubetriebe ohne Gewächshausflächen), 

g)  0,7 bei Campingplätzen und Gartenbaubetrieben mit Gewächshausflächen, 

h)  0,3 bei Friedhöfen und Sportplätzen 

(4) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt sich die Zahl der 
Vollgeschosse wie folgt: 

a)  Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse, 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Bau-
massenzahl geteilt durch 3,0, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder 
abgerundet werden, 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die 
höchstzulässige Höhe geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch 
auf- oder abgerundet werden. 
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Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder 
vorhanden, ist diese zugrunde zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige 
Baumassenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 

(5) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für Grundstücke, für 
die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe 
nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse: 

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Voll  
geschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht 
feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes geteilt durch 3, wobei 
Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden. 

b)  bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken der 
näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse. 

c)   bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich genutzt werden 
können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

d)  bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vorhanden sind, 
wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

e)  Bei Grundstücken, die mit einer Kirche bebaut sind, wird die Kirche als eingeschossiges 
Gebäude behandelt. 

(6) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs.3   
festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht, 

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, großflächige 
Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet; 

  b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine     
Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhanden oder zulässig ist; 

c)   bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten Gebieten, 
die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt werden und erhöhten Ziel- und 
Quellverkehr auslosen (z. B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, 
Krankenhaus- oder Schulgebäuden), wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen 
überwiegt. 

§ 7  

Mehrfach erschlossene Grundstücke 

(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von mehr als einer vollständig in der 
Baulast der Gemeinde stehenden Erschließungsanlage i. S. des § 2 Abs. l Nr. l erschlossen 
werden, ist die Grundstücksfläche bei der Verteilung des umlagefähigen Aufwandes für jede 
Erschließungsanlage nur mit zwei Dritteln anzusetzen. 

(2) Eine Ermäßigung nach Absatz l ist nicht zu gewähren, 

a)   soweit die Ermäßigung dazu führen würde, dass sich der Beitrag für die anderen 
Grundstücke im Abrechnungsgebiet um mehr als 50 % erhöht, 
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b)   für die Flächen der Grundstücke, die die durchschnittliche Grundstücksfläche der nicht 
mehrfach erschlossenen Grundstücke im Abrechnungsgebiet übersteigen. 

§ 8 
Kostenspaltung 

Der Erschließungsbeitrag kann für 

1.   Grunderwerb 

2. Freilegung 

3. Fahrbahnen 

4. Radwege 

5. Gehwege 

6. unselbständige Parkflächen 

7. unselbständige Grünanlagen 

8. Mischflächen 

9.   Entwässerungseinrichtungen 

10. Beleuchtungseinrichtungen   

gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. 

Mischflächen i. S. v. Ziffer 8 sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungslinien 
Funktionen der in den Ziffern 3 - 7 genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der 
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funktionstrennung verzichten. 

§ 9 
 Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 

(1) Straßen, Wege und Plätze,, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen und             
Sammelstraßen sind endgültig hergestellt, wenn 

a)   ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und 

b)   sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen verfügen. Die             

flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm. 

(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig hergestellt, wenn 

a)  Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit einer 
Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster aufweisen; die Decke kann auch aus einem 
ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 
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b)  unselbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem Unterbau mit einer Decke 
aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasengittersteinen aufweisen; die Decke kann auch aas 
einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweisen bestehen; 

c)   unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind; 

d)  Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) und b) hergestellt und die 
unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 

§10  
Entstehen der Beitragspflicht 

Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der Baumaßnahme, sobald die Kosten feststehen 
und der erforderliche Grunderwerb auch grundbuchrechtlich durchgeführt ist. Das ist frühestens der 
Eingang der letzten Unternehmerrechnung. 

 
§ 11 

Beitragspflichtiger 

Beitragspflichtig ist derjenige, der zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der 
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. Ist das Grundstück mit einem 
dinglichen Nutzungsrecht nach Artikel 233 § 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch belastet, so ist der Inhaber dieses Rechtes anstelle des Eigentümers beitragspflichtig. 
Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesaratschuldner. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 
einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil 
beitragspflichtig. 

§12 
Vorausleistungen 

Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in vollem 
Umfang entstanden ist, Vorausleistungen erheben. Die Höhe der Vorausleistungen wird für die 
jeweilige Erschließungsanlage von den Stadtvertretern beschlossen. 

§13 
 Ablösung des Erschließungsbeitrages 

Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösung s betrag bemisst sich nach der 
voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungs-
beitrages. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch Zahlung des Ablösungsbeitrages 
wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
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§ 14 
Fälligkeit des Beitrages 

Der Beitrag bzw. die Vorausleistung wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
Der Beitrag ist zinslos zu stunden/ solange Grundstücke als Kleingärten im Sinne des Bundes-   
kleingartengesetzes genutzt werden. 

§15  
Inkrafttreten 

Die Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 22.10.2006 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 5 Abs. 1 
vom 20.02.2002 außer Kraft. 


